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Gesetzgebung 
 
 
1. Gesetz zur Förderung des Mieterstroms 

und zur Änderung weiterer Vorschriften 
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes ver-
kündet 

 
Das Gesetz zur Förderung des Mieterstroms und 
zur Änderung weiterer Vorschriften des Erneuerba-
re-Energien-Gesetzes ist am 24.7.2017 im Bundes-
gesetzblatt verkündet worden. Bei dem Gesetz 
handelt es sich um ein Artikelgesetz, das im 
Wesentlichen am Tag nach der Verkündung in Kraft 
trat.  
 
Folgende Gesetze wurden geändert:  
• Erneuerbare-Energien-Gesetz, 
• Energiewirtschaftsgesetz, 
• Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz 
• Windenergie-auf-See-Gesetz, 
• Marktstammdatenregisterverordnung. 
 
Als Mieterstrom wird Strom bezeichnet, der in 
Solaranlagen auf dem Dach eines Wohngebäudes 
erzeugt wird und an die Letztverbraucher (insbe-
sondere Mieter) in diesem Gebäude oder in Wohn-
gebäuden und Nebenanlagen im unmittelbaren 
räumlichen Zusammenhang ohne Netzdurchleitung 
geliefert wird. Der nicht verbrauchte Strom wird in 
das örtliche Stromnetz eingespeist und vergütet. 
Über das Gesetzgebungsverfahren haben wir 
bereits im Treuberater April/Mai 2017, Seite 3988 
und im Treuberater Juni/Juli 2017, Seite 3996 
berichtet.  
 
Beim Mieterstrom entfallen Netzentgelte, netzseiti-
ge Umlagen, Stromsteuer und Konzessionsabga-
ben. Darüber hinaus wird der Mieterstrom mit einem 
Zuschlag (Mieterstromzuschlag) auf jede Kilowatt-
stunde gefördert, den der Betreiber der Anlage 
erhält. 
 
 

Der Zuschlag hängt von der Größe der Solaranlage 
und dem Photovoltaik-Zubau insgesamt ab und 
beträgt zwischen 2,2 Cent/kWh und 3,8 Cent/kWh. 
Förderfähig sind Solaranlagen, die mit oder nach 
Inkrafttreten des Gesetzes und nach Genehmigung 
der Förderung durch die Europäische Kommission 
in Betrieb genommen werden. Eine Registrierung 
der Anlage bei der Bundesnetzagentur ist ebenfalls 
erforderlich. Der förderfähige Solaranlagen-Ausbau 
wird auf 500 Megawatt pro Jahr beschränkt.  
 
Geregelt wird auch, dass der Mieter seinen Strom-
anbieter weiterhin frei wählen kann und die Kopp-
lung des Mieterstromvertrags an den Mietvertrag ist 
verboten.  
 
Beim Windenergie-auf-See-Gesetz wurde ein 
Redaktionsversehen geändert und es werden nega-
tive Gebotswerte bei den Ausschreibungen ausge-
schlossen. Der Höchstwert für die Übergangsaus-
schreibungen wird von 12 t/kWh auf 10 Ct/KWh 
angepasst.  
 
 
2. Bundesrat billigt Telemediengesetz 
 
Der Bundesrat hat auf seiner Sitzung am 22.9.2017 
das Telemediengesetz gebilligt. (s. Treuberater 
Juni/Juli, Seite 3997). Damit wird die sogenannte 
Störerhaftung für Anbieter öffentlichen Internets 
beendet. WLAN – Anbieter müssen künftig nicht 
mehr befürchten, für die Rechtsverstöße der Nutzer 
abgemahnt oder haftbar gemacht zu werden.  
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3. Bundesrat billigt Gesetz zur Neurege-
lung des Schutzes von Geheimnissen 
bei der Mitwirkung Dritter an der Berufs-
ausübung schweigepflichtiger Personen 

 
Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 22.9.2017 
beschlossen, nicht den Vermittlungsausschuss für 
das Gesetz zur Neuregelung des Schutzes von 
Geheimnissen bei der Mitwirkung Dritter an der 
Berufsausübung schweigepflichtiger Personen 
anzurufen. Der Bundestag hat das Gesetz am 
29.6.2017 verabschiedet (BT-Drucksache 
18/12940).  
 
Mit dem Gesetz soll der Schutz von Berufsgeheim-
nissen praktikabler werden. Berufsgeheimnisträger 
wie Anwälte, Steuerberater und Wirtschaftsprüfer 
erhalten die Möglichkeit, Dienstleistungen zu verge- 
 

ben (outsourcen) zu können. Das bisherige 
Berufsrecht und der im Strafgesetzbuch verankerte 
Schutz von Berufsgeheimnissen standen dieser 
Möglichkeit entgegen. Durch das Gesetz werden 
die Bedingungen geregelt, unter welchen 
Voraussetzungen die Weitergabe und das 
Zugänglichmachen von Geheimnissen an mitwir-
kende Personen, sowohl Angestellte als auch 
externe Dienstleister, straffrei möglich ist. Der 
Berufsgeheimnisträger muss die einbezogenen 
Personen zur Geheimhaltung verpflichten. Alle 
Personen, die an der Berufsausübung mitwirken 
machen sich strafbar, wenn sie ein Berufsgeheim-
nis offenbaren, das ihnen bei der Ausübung ihrer 
Tätigkeit bekannt geworden ist.  
 
 
 
 
 
 

Rechtsprechung 
 
 

1. Teilweiser Vorsteuerabzug bei Überlas-
sung einer Sporthalle für nicht kosten-
deckende Nutzungspauschalen 

 
Eine Stadt (Klägerin) errichtete in den Jahren 2010 
bis 2014 eine Sporthalle. Die Sporthalle sollte 
sowohl für Zwecke des Schulsports verwendet 
werden als auch an Vereine für Zwecke des 
Erwachsenensports überlassen werden.  
 
Die Überlassung aller Sport- und Mehrzweckhallen 
hatte die Gemeinde in einer Entgeltordnung gere-
gelt. Die Höhe des Entgelts hing einerseits davon 
ab, zu welchem Zweck die Halle überlassen wurde 
und andererseits von der überlassenen Fläche bzw. 
der Dauer der Überlassung in Stunden.  
 
Die Finanzverwaltung lehnte den geltend gemach-
ten Vorsteuerabzug aus den Herstellungskosten 
der Sporthalle - soweit er auf die Überlassung der 
Sporthalle an die Vereine entfiel - ab.  
 
Der Bundesfinanzhof folgte mit Urteil vom 
28.6.2017 (Az.: XI R 12/15) der Auffassung der 
Klägerin.  
 
Die Gemeinde habe mit der Absicht, die Sporthalle 
gegen ein geringes Entgelt auf privatrechtlicher 
Grundlage an die Vereine zu überlassen, als Unter-
nehmerin eine wirtschaftliche Tätigkeit ausgeübt 
und war zum anteiligen Vorsteuerabzug berechtigt.  
 
Eine juristische Person des öffentlichen Rechts war 
nach der in den Streitjahren maßgeblichen Fassung 
des Umsatzsteuergesetzes eine Unternehmerin, 
wenn sie eine wirtschaftliche Tätigkeit auf privat-
rechtlicher Grundlage ausübte. Eine wirtschaftliche 
Tätigkeit liege dann vor, wenn sie mit der Überlas-
sung der Halle eine Dienstleistung gegen Entgelt 
erbringe. Dies sei der Fall, wenn zwischen Leisten-
den und dem Leistungsempfänger ein Rechtsver-
hältnis bestehe, in dessen Rahmen gegenseitige 
Leistungen ausgetauscht würden, wobei die emp-

fangene Vergütung den tatsächlichen Gegenwert 
für die dem Leistungsempfänger erbrachte Dienst-
leistung bilde. Ob der Preis über oder unter den 
Selbstkosten liege sei unerheblich.  
 
Der unmittelbare Zusammenhang zwischen Leis-
tung und Gegenleistung besteht. Die Vereine zahl-
ten die Nutzungspauschale von 1,50 Euro pro 
Stunde für die Überlassung der Halle und nicht als 
anteilige Deckung der Betriebskosten. Das Entgelt 
für die Überlassung der Sporthalle sei ein einheitli-
ches Entgelt, dass auch die durch die Nutzung ver-
ursachten höheren Betriebskosten für Strom, Hei-
zung, Wasser mit einschließe.  
 
Die Tatsache, dass das Entgelt nur einen Bruchteil 
der Betriebskosten deckt, sei alleine nicht ausrei-
chend, die wirtschaftliche Tätigkeit zu verneinen.  
 
Für das Vorliegen einer wirtschaftlichen Tätigkeit 
müssen neben dem Vorhandensein einer Dienst-
leistung gegen Entgelt zusätzlich die Umstände 
geprüft werden, unter der die Tätigkeit erfolgt. Im 
Streitfall wurde die Überlassung der Sporthalle am 
allgemeinen Markt angeboten (Entgeltordnung) und 
das Entgelt war sowohl marktüblich als auch von 
der tatsächlichen Inanspruchnahme der Sporthalle 
abhängig.  
 
Das Gericht stellte zudem fest, dass die Mindest-
bemessungsgrundlage nach § 10 Abs. 5 UStG nicht 
auf juristische Personen des öffentlichen Rechts 
anwendbar sei. § 10 Abs. 5 Nr. 1 UStG beziehe 
sich nur auf Körperschaften i.S.v. § 1 Abs. 1 Nr. 1 
bis 5 KStG, juristische Personen des öffentlichen 
Rechts seien aber in § 1 Abs. 1 Nr. 6 KStG 
genannt. Darüber hinaus seien Nutzer kommunaler 
Einrichtungen keine "nahestehenden Personen". 
Auch eine entsprechende Anwendung scheide im 
Streitfall aus. Die Sporthalle sei eine öffentliche Ein-
richtung im Bereich der Daseinsvorsorge, bei der 
die Klägerin verpflichtet sei, ihren Bürgern und Ver-
einen den Zugang zu verschaffen und das Entgelt 
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dürfe einen vertretbaren Rahmen nicht überschrei-
ten.  
 
2. Zinszahlungen eines BgA an Träger-

körperschaft für internes Darlehen 
 
Der Kläger ist ein Zweckverband nach dem Gesetz 
über die kommunale Zusammenarbeit. Der Kreis B 
übertrug dem Kläger die ihm nach dem Abfallwirt-
schaftsgesetz zugewiesenen (hoheitlichen) Aufga-
ben der Abfallentsorgung im Kreis B. Soweit der 
Kläger im Rahmen der Abfallentsorgung bzw.           
-verwertung nicht hoheitlich tätig war, führte er 
diese Tätigkeiten im BgA "A" durch. Der Kläger 
übernahm sämtliche Rechte und Pflichten für die 
ihm vom Kreis B zur Verfügung gestellte Deponie. 
Das Grundstück blieb im Eigentum des Kreises B. 
Da ab dem Jahr 2006 die Deponie überwiegend zur 
Ablagerung von gewerblichen Abfällen genutzt 
werden sollte, übertrug der Kläger die Deponie in 
den BgA "A". Die Einlage sollte zu 20 Prozent 
unentgeltlich als Einlage von Eigenkapital und zu 
80 Prozent entgeltlich gegen Gewährung eines 
internen Darlehens erfolgen. Das Darlehen sollte 
mit 4% verzinst werden. Der BgA leistete 
Sondertilgungen im Hinblick auf die Gewährleistung 
einer angemessenen Eigenkapitalausstattung und 
berücksichtigte die Darlehenszinsen nur insoweit 
als Betriebsausgaben als sie auf einen 
Fremdkapitalanteil von 70 Prozent entfielen.  
 
Die Finanzverwaltung sah in der Zinszahlung auf 
das interne Darlehen eine verdeckte Gewinnaus-
schüttung. Im Fall einer Verpachtung wesentlicher 
Betriebsgrundlagen durch die Trägerkörperschaft 
an den BgA sei das Pachtentgelt, soweit es die 
Kosten der Trägerkörperschaft übersteige, beim 
BgA als verdeckte Gewinnausschüttung dem Ein-
kommen hinzuzurechnen.  
 
Das Finanzgericht Schleswig-Holstein folgte der 
Auffassung des Klägers mit Urteil vom 8.3.2017, 
Az.: 1 K 61/15).  
 
Der Kläger ist eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts und durch seinen BgA Subjekt der Körper-
schaftsteuer und Gewerbesteuer. Für die Ermittlung 
des Einkommens des BgA ist von einer fiktiven 
Selbständigkeit des BgA auszugehen, so dass die 
Grundsätze der verdeckten Gewinnausschüttung 
auf BgA und Trägerkörperschaft Anwendung finden. 
Eine vGA sei bei einem internen Darlehen zwischen 
BgA und Trägerkörperschaft auch dann anzuneh-
men, wenn es an einer angemessenen Eigenkapi-
talausstattung des BgA fehle. Eine Eigenkapital-
quote von 30 % wird im Allgemeinen als angemes-
sen betrachtet. Da die Zinsen nur insoweit als 
Betriebsausgaben angesetzt wurden, als sie auf 
70 % des Aktivvermögens entfielen, lag hinsichtlich 
einer angemessenen Eigenkapitalausstattung keine 
verdeckte Gewinnausschüttung vor.  
 
Beide Parteien gehen davon aus, dass es sich bei 
den Wirtschaftsgütern der Deponie um Betriebs-
vermögen des BgA handelt (Finanzamt: notwendi-
ges, Kläger: gewillkürtes). In diesem Fall sei die 
Rechtsprechung des BFH zu den Grundsätzen der 

Betriebsaufspaltung und der Annahme einer vGA 
bei den Darlehenszinsen nicht anwendbar.  
 
Das Gericht stellt fest, dass zwischen Trägerkör-
perschaft und BgA mit steuerlicher Wirkung eine 
Gegenleistung für den Übergang der Wirt-
schaftsgüter der Deponie vereinbart werden kann. 
Der BgA könne im Rahmen des Fremdüblichen 
entscheiden, ob die Gegenleistung mit Eigenkapital 
oder Fremdkapital finanziert werde. Es bestehe 
auch keine Bindung an die vorliegende Finanzie-
rungsart durch die Trägerkörperschaft. Die 
Grundsätze der Betriebsaufspaltung seien nicht 
anzuwenden, wenn der Erwerb wesentlicher 
Betriebsgrundlagen im BgA mit Darlehensmitteln 
der Trägerkörperschaft finanziert werde. Dies gelte 
unabhängig davon, ob das Darlehen für die 
Anschaffung von Wirtschaftsgütern von Dritten oder 
von der Trägerkörperschaft selbst verwendet 
werde. Etwas anders gelte dann, wenn das Darle-
hen des Gesellschafters notwendiges Betriebsver-
mögen eines Gewerbebetriebs ist. Im vorliegenden 
Fall gab es keine Anzeichen, dass das Darlehen 
durch die Trägerkörperschaft nicht als Kapitalanla-
ge gedacht war.  
 
Auch für den Fall, dass die Wirtschaftsgüter der 
Deponie notwendiges Hoheitsvermögen darstellen, 
kommt das Gericht zu keinem anderen Ergebnis. 
Da bei Vorliegen von notwendigem Hoheitsvermö-
gen eine Übertragung der Wirtschaftsgüter auf den 
BgA ausgeschlossen ist, kommen auch hier die 
Grundsätze der Betriebsaufspaltung nicht zum 
Tragen. Die Nutzungsentgelte sind - sofern fremd-
üblich - keine vGA des BgA.  
 
 
3. Mehrwertsteuerbefreiung für Dienstlei-

stungen von Zusammenschlüssen zu 
eng gefasst und verstößt gegen Unions-
recht 

 
Die Europäische Kommission machte bereits 2009 
Bedenken geltend, dass die deutschen Vorschriften 
betreffend die Befreiung von der Mehrwertsteuer 
von Dienstleistungen, die selbständige Zusam-
menschlüsse von Personen, die selbst eine Tätig-
keit ausüben, die von der Steuer befreit ist oder für 
die sie nicht Steuerpflichtige sind, an ihre Mitglieder 
für unmittelbare Zwecke der Ausübung dieser 
Tätigkeit erbringen.  
 
In Deutschland ist diese Befreiung auf bestimmte 
heilberufliche Tätigkeiten bzw. Berufe beschränkt. 
Nach Auffassung der Europäischen Kommission 
befreie die Richtlinie 2006/112 nicht nur Zusam-
menschlüsse mit heilberuflicher Tätigkeit, sondern 
Zusammenschlüsse jeglicher Personen, die von der 
Mehrwertsteuer befreit sind oder deren von ihnen 
ausgeübte Tätigkeit nicht steuerpflichtig sei. Die 
Bundesregierung teilte die Bedenken der Kommis-
sion nicht.  
 
Die Kommission begehrt, festzustellen, dass das 
nationale Recht gegen EU-Recht verstoße und die 
Mehrwertsteuerbefreiung für Zusammenschlüsse 
gelte, sofern die Personen selbst von der Mehr-
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wertsteuer befreit sind oder steuerfreie Tätigkeiten 
ausüben. 
 
Mit Urteil vom 21.9.2017, Az.: C-616/15, stellte der 
Europäische Gerichtshof fest, dass die nationale 
Regelung gegen die Richtlinie verstößt.  
 
Aus dem Wortlaut des Artikel 132 Abs. 1 Buchst. f 
der Richtlinie 2006/112 allein könne nicht ausge-
schlossen werden, dass die Befreiungsregelung 
Zusammenschlüsse von allen Personen umfasst, 
die steuerbefreite Tätigkeiten ausüben. Neben dem 
Wortlaut seien aber auch der Zusammenhang und 
die Ziele bei der Auslegung einer Vorschrift zu 
beachten. Die fragliche Vorschrift steht im Kapitel 2, 
welches mit "Steuerbefreiungen für bestimmte, dem 
Gemeinwohl dienende Tätigkeiten" betitelt ist. Die 
These, dass die strittige Steuerbefreiung auf 
bestimmte, dem Gemeinwohl dienende Tätigkeiten 
beschränkt ist, wird dadurch gestützt, dass das 
Kapitel 1 mit "Allgemeine Bestimmungen" und das 
Kapitel 3 mit "Steuerbefreiungen für andere Tätig-
keiten" betitelt sind. Darüber hinaus handelt es sich 
bei der Steuerbefreiung um eine Ausnahme von 
dem Grundsatz, dass jede Dienstleistung, die ein 
Steuerpflichtiger gegen Entgelt erbringt, der Mehr-
wertsteuer unterliegt. Ausnahmeregelungen sind 
nach ständiger Rechtsprechung eng auszulegen.  
 
Das Gericht folgert daraus, dass Dienstleistungen, 
die nicht unmittelbar zur Ausübung von dem 
Gemeinwohl dienenden Tätigkeiten nicht unter Arti-
kel 132 Abs. 1 Buchst. f der Richtlinie fallen kön-
nen. Insoweit ist die Hauptrüge der Kommission 
zurückzuweisen, die unter diese Regelung die 
Steuerbefreiung von Zusammenschlüssen aller 
nicht steuerpflichtigen Personen bzw. der von ihr 
steuerbefreiten Tätigkeiten, gesehen hatte.  
 
Allerdings ist die deutsche Sichtweise, dass 
Zusammenschlüsse nur bestimmter Berufsgruppen 
steuerbefreit sind, zu eng. Anders als das deutsche 
Recht schließe die Richtlinie neben den Umsätzen 
des Gesundheitswesens auch Umsätze aus der 
Sozialfürsorge und der sozialen Sicherheit sowie 
mit Erziehung, Sport und Kultur verbundene 
Umsätze mit ein.  
 
 
4. Unterbrochene Organschaft und Rechts-

nachfolge 
 
Die Gesellschafter ED AG und SW AG der Klägerin 
errichteten im Jahr 2000 eine Willensbildungs-GbR, 
um eine sog. Mehrmütterorganschaft mit der Kläge-
rin als Organschaft zu bilden. Der Ergebnisabfüh-
rungsvertrag wurde ebenfalls im Jahr 2000 auf 
unbestimmte Zeit geschlossen und konnte zum 
31.12.2006 gekündigt werden. Die Organschaft 
wurde für die Jahre 2001 und 2002 anerkannt. 
Durch eine Gesetzesänderung im Jahr 2003 war 
die Willensbildungs-GbR nicht mehr als Organträ-
gerin anzusehen. Der Ergebnisabführungsvertrag 
wurde dennoch durchgeführt. Die Organschaft ist 
für die Jahre 2003 und 2004 vom Finanzamt nicht 
anerkannt worden.  
 

Die SW AG übertrug im Jahr 2005 rückwirkend zum 
1.1.2005 ihren Anteil an der Willensbildungs-GbR 
an die ED AG. Die Eintragung des auf die ED AG 
übergegangenen Ergebnisabführungsvertrags in 
das Handelsregister erfolgte im November 2005. Im 
November 2005 gründeten die ED AG und die             
SW AG eine gewerbliche tätige GbR, auf die die 
Anteile an der Klägerin übertragen wurden. Die 
Klägerin schloss mit der gewerblichen GbR einen 
neuen Ergebnisabführungsvertrag mit Laufzeitbe-
ginn 1.1.2006 ab.  
 
Die Finanzverwaltung erkannte die Organschaft 
zwischen der ED AG und der Klägerin für das Ver-
anlagungsjahr 2005 nicht an.  
 
Der Bundesfinanzhof hat mit Urteil vom 10.5.2017, 
Az.: I R 51/15, die Organschaft für das Veranla-
gungsjahr 2005 anerkannt.  
 
Der Ergebnisabführungsvertrag war im Jahr 2000 
zwischen Klägerin und der Willensbildungs-GbR 
geschlossen worden und war zivilrechtlich wirksam. 
Im Jahr 2005 war der Ergebnisabführungsvertrag 
zivilrechtlich noch immer wirksam und geeignet 
zwischen der ED AG als Rechtsnachfolgerin der 
Willensbildungs-GbR und der Klägerin ein Organ-
schaftsverhältnis zu begründen. Die Willensbil-
dungs-GbR habe trotz der Gesetzesänderung im 
Jahr 2003 bis zum Zeitpunkt der Übertragung der 
Beteiligung durch die SW AG auf die ED AG wei-
terbestanden. Die gesetzlichen Auflösungsgründe 
einer GbR (Erreichen oder Unmöglichwerden des 
vereinbarten Zwecks) wurden nicht erfüllt, so dass 
die Willensbildungs-GbR durch die Abschaffung der 
Mehrmütterorganschaft nicht von Gesetzes wegen 
aufgelöst worden ist. Die ED AG ist Gesamtrechts-
nachfolgerin der Willensbildungs-GbR, da die SW 
AG als vorletzte Gesellschafterin ausgeschieden 
ist. Aufgrund der Rechtsnachfolge ist davon auszu-
gehen, dass das gesamte Geschäftsjahr 2005 von 
der Ergebnisabführungsverpflichtung betroffen ist.  
 
Die finanzielle Eingliederung lag auch vor, da die 
ED AG mit 51% an der Klägerin unmittelbar beteiligt 
war. Weder die ED AG noch die SW AG hatten ihre 
Beteiligung an der Klägerin in die Willensbildungs-
GbR eingebracht.  
 
Die Voraussetzungen des § 14 Abs. 1 KStG 2002 
n.F. waren für die Jahre 2003 und 2004 nicht erfüllt. 
Dem Gesetz sei nicht zu entnehmen, dass stets alle 
Tatbestandsmerkmale der steuerrechtlichen Aner-
kennung erfüllt sein müssen, um dem Erfordernis 
zu genügen, nach dem der Vertrag im Rahmen der 
Mindestvertragslaufzeit "während seiner gesamten 
Geltungsdauer" durchgeführt werden müsse. Der 
Ergebnisabführungsvertrag war auf unbestimmte 
Zeit geschlossen worden und konnte erstmals nach 
fünf Jahren nach Wirksamwerden gekündigt wer-
den. Der Vertrag wurde unstreitig auch tatsächlich 
während seiner Laufzeit den gesetzlichen Maßga-
ben entsprechend durchgeführt. Die Tatsache, dass 
die Organschaft in den Jahren 2003 und 2004 
unterbrochen war (unterbrochene Organschaft), da 
die Klägerin nicht finanziell in die Willensbildungs-
GbR, die auch nicht gewerblich tätig war, eingeglie-
dert war, schließe die Möglichkeit der steuerrechtli-
chen Anerkennung der mit dem ursprünglichen Ver-
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trag gegründeten Organschaft im Streitjahr 2005 
nicht aus. Ein möglicher Missbrauch von Gestal-
tungsmöglichkeiten war in dem Streitfall nicht zu 
erkennen.  
 
 
5. Mindestvertragslaufzeit eines Gewinnab-

führungsvertrags in einer Organschaft 
 
Die C GmbH wurde am 9.2.2005 als Vorratsgesell-
schaft gegründet und am 9.8.2005 durch die B 
Holding GmbH erworben. Die C GmbH wurde am 
16.8.2005 in B GmbH umfirmiert und am selben 
Tag übertrug die B Holding GmbH Teile ihres 
Vermögens auf die B GmbH als Gesamtheit im 
Wege der Umwandlung durch Ausgliederung (mit 
Wirkung zum 1.1.2005 0:00 Uhr). Die B Holding 
GmbH als herrschendes Unternehmen und die B 
GmbH schlossen am 16.8.2005 einen 
Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag, der 
am 16.11.2005 neu gefasst wurde. Der Vertrag 
wurde mit Eintragung in das Handelsregister wirk-
sam und sollte (rückwirkend) ab dem 1.1.2005 gel-
ten. Der Vertrag konnte erstmalig zum Ablauf des 
31.12.2009 gekündigt werden.  
 
Bezogen auf die B GmbH als Organgesellschaft 
ging das Finanzamt von einem Rumpfgeschäftsjahr 
beginnend am 9.2.2005 aus und sah die Mindest-
vertragslaufzeit des Ergebnisabführungsvertrags 
von fünf Jahren als nicht erfüllt an und versagte 
mithin die Organschaft für die Jahre 2005, 2006 
und 2007. Einspruch und Klage vor dem Finanzge-
richt blieben erfolglos.  
 
Mit Urteil vom 10.5.2017, Az.: I R 19/15, wies der 
Bundesfinanzhof die Revision für 2005 als unbe-
gründet zurück und verwies den Streitfall für die 
Jahre 2006 und 2007 an das Finanzgericht 
Düsseldorf zurück.  
 
Der Bundesfinanzhof verneinte die finanzielle Ein-
gliederung der Organgesellschaft in die                   
B Holding GmbH (Organträgerin) für das Jahr 2005. 
Eine finanzielle Eingliederung liegt vor, wenn der 
Organträger an der Organgesellschaft vom Beginn 
ihres Wirtschaftsjahres an ununterbrochen in einem 
solchen Maße beteiligt ist, dass ihm die Mehrheit 
der Stimmrechte aus den Anteilen an der Organge-
sellschaft zusteht. Im Streitfall ist die B GmbH im 
Laufe des Jahres 2005 von der B Holding GmbH 
erst von einem Dritten erworben worden, so dass 
die Anteile an der B GmbH zunächst einer dritten 
Person zustanden. Die B GmbH ist nicht von der 
Organträgerin errichtet worden. In diesem 
Sachverhalt würde auch die mit der Umwandlung 
verbundene ertragssteuerrechtliche Rückwirkungs-
fiktion nicht greifen. Die Einbringung einer 
Mehrheitsbeteiligung an der Organgesellschaft in 
den Organträger, bei der der Organträger in die 
steuerliche Rechtstellung der Überträgerin eintritt, 
sei mit dem hier vorliegenden entgeltlichen 
Anteilserwerb nicht vergleichbar.  
 
Bezüglich der Jahre 2006 und 2007 konnte der 
Bundesfinanzhof mangels Feststellungen des 
Finanzgerichts nicht entscheiden, ob die Fünfjah-

res-Mindestdauer für den Ergebnisabführungsver-
trag eingehalten worden ist.  
 
Das Finanzgericht ging von einem zivilrechtlich 
wirksamen Ergebnisabführungsvertrag mit einer 
Laufzeit vom 1.1.2005 bis 31.12.2009 aus. Es ver-
neinte jedoch die Einhaltung der Fünf-Jahres-
Mindestdauer, da die Organgesellschaft erst am 
9.2.2005 gegründet worden war. Liegen die 
Voraussetzungen einer umwandlungssteuerrechtli-
chen Rückwirkungsfiktion vor, so teilt der Bundesfi-
nanzhof die Ansicht des Finanzgerichts nicht. In die 
Berechnung der fünfjährigen Mindestdauer des 
Ergebnisabführungsvertrags wäre die steuerliche 
Rückwirkung eines Einbringungsvorgangs einzube-
ziehen. Das Finanzgericht hatte offengelassen, ob 
die Ausgliederung steuerlich auf den 1.1.2005 
zurückwirkt. Der Bundesfinanzhof verweist in 
seinem Urteil darauf, dass für den Fall, dass eine 
steuerliche Rückwirkung vorliege, die Anerkennung 
der Organschaft für die Jahre 2006 und 2007 nicht 
daran scheitern soll, dass im Jahr 2005 die finanzi-
elle Eingliederung noch nicht vorlag. Die finanzielle 
Eingliederung muss nicht während der gesamten 
Mindestlaufzeit des Ergebnisabführungsvertrags 
gegeben sein.  
 
 
6. Grunderwerbsteuer in Umwandlungsfäl-

len als Betriebsausgabe abzugsfähig 
 
Die Klägerin ist eine GmbH. Ihr Alleingesellschafter 
hielt gemeinsam mit einem Dritten Anteile an einer 
zweiten GmbH, die ihrerseits die Anteile an zwei 
Tochtergesellschaften hielt. Im Rahmen eines Spal-
tungs- und Übernahmevertrags wurden die Anteile 
an den Untergesellschaften abgespalten und an die 
Klägerin übertragen. Da in den Untergesellschaften 
Grundbesitz vorhanden war, unterlag der Umwand-
lungsvorgang nach § 1 Abs. 3 Nr. 3 GrEStG der 
Grunderwerbsteuer. Gemäß § 1 As. 3 Nr. 3 GrEStG 
wird ein Rechtsgeschäft, welches den Anspruch auf 
Übertragung von mittelbar oder unmittelbar mindes-
tens 95% der Anteile einer Gesellschaft, die inlän-
dische Grundstücke im Vermögen hat, begründet, 
der Grunderwerbsteuer unterworfen. Die von der 
Grunderwerbsteuer belastete Klägerin machte 
diese als Betriebsausgaben geltend. Dahingegen 
sah die Finanzverwaltung die Grunderwerbsteuer 
als nach § 12 Abs. 2 Satz 1 UmwStG nicht abzugs-
fähige Kosten des Umwandlungsvorgangs an.  
 
Das Finanzgericht Sachsen schloss sich der 
Auffassung der Klägerin mit Urteil vom 23.1.2017, 
Az.: 6 K 1187/16, an. Das Urteil ist rechtskräftig. 
 
Das Gericht stellte zunächst fest, dass es sich bei 
der Grunderwerbsteuer im Streitfall nicht um 
Anschaffungskosten handele. Die Aktivierung als 
Anschaffungskosten für die Grundstücke scheide 
schon deshalb aus, weil sich die Grundstücke nach 
wie vor im Vermögen der übernommenen Unterge-
sellschaften und nicht im Betriebsvermögen der 
Klägerin befinden.  
 
Ebenso wenig sei die Grunderwerbsteuer Anschaf-
fungsnebenkosten für den Erwerb der Anteile der 
Untergesellschaften. Anschaffungskosten eines 
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Wirtschaftsguts können nur Kosten sein, die nach 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten dessen Beschaf-
fung tatsächlich zuzuordnen sind. Ein bloßer kausa-
ler oder zeitlicher Zusammenhang sei nicht ausrei-
chend. Es komme auf die Zweckbestimmung der 
Aufwendungen an. Der Zweck muss - aus der Sicht 
des Bilanzierenden - auf die beabsichtigte Funktion 
und Eigenschaft des angeschafften Wirtschaftsguts 
als Teil des Betriebsvermögens gerichtet sein. 
Besteuerungsmerkmal des § 1 Abs. 3 Nr. 1 GrEStG 
sei nicht der Anteilserwerb als solcher, sondern die 
durch den Erwerb begründete Anteilsvereinigung in 
einer Hand und fingiert damit den Grundstückskauf 
durch den Anteilserwerber von der Gesellschaft, 
dessen Anteile er erworben hat. Eine solche Fiktion 
fehle im Ertragssteuerrecht. Gleiches gilt für den im 
Streitfall relevanten Besteuerungstatbestand nach § 
1 Abs. 3 Nr. 3 GrEStG.  
 
Die Grunderwerbsteuer ist im Streitfall auch kein 
Bestandteil des Übernahmegewinns- oder Über-
nahmeverlustes, der nach § 12 Abs. 2 Satz 1 
UmwStG steuerlich außer Ansatz bleibt. Bei der 
Grunderwerbsteuer könne es sich nicht um Kosten 
für den Vermögensübergang handeln. Als Vermö-
gen seien nur die Anteile übergegangen und wie 
bereits dargelegt, könne die Grunderwerbsteuer 
nicht dem Erwerb der Anteile zugeordnet werden.  
 
 
7. Gewinnerzielungsabsicht bei einer PV-

Anlage 
 
Die Klägerin hat eine PV-Anlage von der E-KG 
erworben. Die PV-Anlage wird in einem Solarpark 
der E-KG betrieben. Die Finanzierung erfolgte über 
eine Versicherung. Das Darlehen war endfällig und 
die dadurch ersparten Tilgungsleistungen erfolgten 
in eine fondsgebundene Rentenversicherung. Nach 
Ablauf des Darlehens nach 20 Jahren sollte das 
Darlehen mit der Einmalzahlung aus der Renten-
versicherung abgelöst werden.  
 
Aufgrund des hohen Kaufpreises der PV-Anlage 
und der gewählten Finanzierungsstruktur war von 
Anfang an absehbar, dass ein Totalgewinn frühes-
tens nach 28 Jahren unter besonders günstigen 
Umständen zu erreichen war.  
 
Die Finanzverwaltung verneinte eine Gewinnerzie-
lungsabsicht und erkannte die Verluste aus dem 
Gewerbebetrieb nicht an.  
 
Das Finanzgericht Baden-Württemberg entschied 
mit Urteil vom 9.2.2017, Az.: 1 K 841/15, zu Guns-
ten des Klägers.  
 
Die Gewinnerzielungsabsicht ist das Bestreben 
einer Betriebsvermögensmehrung (Totalgewinn) 
von der Gründung bis zur Veräußerung, Aufgabe 
oder Liquidation eines Betriebs. Ob eine Gewinner-
zielungsabsicht vorliegt, ist anhand äußerer Tatsa-
chen festzustellen und zweistufig zu prüfen. 
Zunächst ist eine Totalgewinnprognose aufzustel-
len. Ist diese positiv, kann von einer Gewinnerzie-
lungsabsicht ausgegangen werden. Ist diese nega-
tiv, ist zu prüfen, ob die Tätigkeit auf einkommen-
steuerrechtlich unbeachtlichen Motiven beruht und 

ob sich der Steuerpflichtige nicht wie ein Gewerbe-
treibender verhält.  
 
Das Gericht ging von einem Prognosezeitrum für 
die Totalgewinnprognose von 20 Jahren aus. Die 
für die Gerichte nicht bindende Afa-Tabelle weist für 
PV-Anlagen eine Nutzungsdauer von 20 Jahren 
aus. Ebenfalls waren die vertraglichen Verhältnisse, 
das Darlehen sowie die EEG-Vergütung auf                      
20 Jahre angelegt, so dass das Gericht eine vom 
Kläger vorgetragenen Prognosezeitraum von                   
35 Jahren nicht akzeptierte. Die Totalgewinnprog-
nose auf Basis eines Zeitraums von 20 Jahren fiel 
negativ aus.  
 
Das Gericht war davon überzeugt, dass sich der 
Kläger wie ein Gewerbetreibender verhalten hat 
und dass die Tätigkeiten nicht auf einkommensteu-
errechtlich unbeachtlichen Motiven beruhten. Der 
Kläger hatte versucht, die Verträge rückabzuwickeln 
bzw. bessere Konditionen bei der Versicherung als 
auch bei der E-KG zu erreichen, um die Verluste zu 
reduzieren.  
 
Ein Streben, die Einkommensteuerlast zu reduzie-
ren konnte das Gericht bei dem Kläger nicht erken-
nen. Hierzu hätte es aber auch entsprechender 
Hinweise im Anlegerprospekt bedurft, dass mit der 
Investition Einkommensteuer gespart werden 
könne. Dies war nicht der Fall. Investitionen in PV-
Anlagen sind auch in der Fachpresse eher nicht als 
Steuersparmodelle bekannt geworden, sondern 
eher als Geldanlage. Auch das Finanzierungsmo-
dell sah das Gericht als unkritisch an, da die Beiträ-
ge für die Rentenversicherung nicht steuerlich als 
Sonderausgaben geltend gemacht werden konnten.  
 
Der Betrieb der PV-Anlage diente auch nicht der 
Befriedigung persönlicher Neigungen oder der 
Erlangung wirtschaftlicher Vorteile außerhalb der 
Einkunftssphäre.  
 
 
8. Vergaberechtsfreiheit bei einheitlicher 

Konzession für Trinkwasserversorgung 
und Abwasserbeseitigung 

 
Die Antragsgegnerin, eine Stadt, beabsichtigte eine 
Dienstleistungskonzession für die Trinkwasserver-
sorgung und die Abwasserbeseitigung zu vergeben. 
Zusätzlich soll der Konzessionsnehmer auch die 
Löschwasservorhaltung und -bereitstellung sowie 
die Straßenentwässerung übernehmen. Das Kon-
zessionsverfahren wurde im EU-Amtsblatt freiwillig 
bekanntgemacht und der Vorgang insgesamt als 
Ausnahmetatbestand nach § 149 Nr. 9 GWB als 
nicht vergabepflichtig eingestuft.  
 
Die Antragstellerin hingegen sieht von § 149 Nr. 9 
GWB hier nur die Trinkwasserversorgung als 
vergaberechtsfrei an und verlangt Vergabeverfah-
ren für die Abwasserbeseitigung, für die Löschwas-
servorhaltung und Straßenentwässerung.  
 
Die Vergabekammer Sachsen lehnte den Antrag 
mit Beschluss vom 12.4.2017, Az.: 1/SVK/003-17, 
ab. 
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Streitig war, ob die Abwasserbeseitigung mit Tätig-
keiten der Trinkwasserversorgung in Zusammen-
hang steht und damit unter die Ausnahmeregelung 
des § 149 Nr. 9 GWB fällt. Die Vergabekammer 
Sachsen sieht im Streitfall einen solchen Zusam-
menhang. Ein unternehmerischer und verwaltungs-
technischer Zusammenhang der beiden Netze sei 
ausreichend. Das Erfordernis eines baulich-
technischen Zusammenhangs sei weder aus dem 
Wortlaut des § 149 Nr. 9 GWB noch in der Definiti-
on der Sektorentätigkeiten im Bereich Wasser nach 
§ 102 Abs. 1 GWB noch in Art. 12 sowie in Erwä-
gungsgrund 40 der Richtlinie 2014/23/EU über die 
Konzessionsvergabe herauszulesen. Aus der Ent-
wicklung der Ausnahmen für Konzessionen im 
Bereich Wasser ergäbe sich, dass der Abwasser-
bereich jedoch eher nicht als Annex zur Trinkwas-
serversorgung, sondern als eigenständiges Tatbe-
standsmerkmal zu deuten sei. Der Grundsatz der 
restriktiven Auslegung von Ausnahmen sehe aber 
nicht vor, nur die strengste Interpretationsmöglich-
keit in Betracht zu ziehen.  
 
Die Vergabekammer kam zu dem Ergebnis, dass 
jeder plausible, nicht diskriminierende Zusammen-
hang ausreiche, um einen Zusammenhang 
zwischen Tätigkeiten der Trinkwasserversorgung 
und Tätigkeiten der Abwasserbeseitigung oder                  
-behandlung darzustellen. Der Zusammenhang 
könne unternehmerischer, wirtschaftlicher, histo-
rischer oder auch bautechnischer Natur sein.  
 
Besteht ein solcher Zusammenhang unterliege die 
Abwasserbeseitigung nicht der Konzessionsrichtli-
nie oder könne in die Sektorenrichtlinie einbezogen 
werden. Hinsichtlich der Löschwasservorhaltung 
und der Straßenentwässerung kam die Vergabe-
kammer zu dem Ergebnis, dass diese im Streitfall 
untrennbar mit den Bereichen Trinkwasser bzw. 
Abwasser verbunden waren, da die Trinkwasser- 
bzw. Abwasserleitungen mitbenutzt werden 
mussten.  
 
 
9.  Keine Aufdeckung stiller Reserven beim 

freiwilligen Landtausch  
 
Der Kläger ist Land- und Forstwirt. Er beantragte 
gemeinsam mit elf weiteren Land- und Forstwirten 
bei der Flurbereinigungsbehörde einen freiwilligen 
Landtausch, um die Bewirtschaftung seiner Flächen 
zu erleichtern. Der freiwillige Landtausch erfolgte 
nach den Regelungen des § 103a Flurbereini-
gungsgesetzes (FlurbG). Nach Anordnung des 
Landtausches durch die Behörde erhielt der Kläger 
für die hingegebenen 5,7 ha Land 6,1 ha Land und 
musste eine Ausgleichszahlung in Höhe von           
815 Euro zahlen. Die Finanzverwaltung behandelte 
den Tausch als Tauschvorgang und versteuerte 
den Buchgewinn. Hiergegen klagte der Kläger.  
 
Das Finanzgericht Münster gab der Klage mit Urteil 
vom 7.4.2017, Az.: 4 K 2406/16 F, statt.  
 
Der Kläger habe keinen steuerlich relevanten 
Grundstücksverkauf vorgenommen. Der ursprüngli-
che Grundbesitz sei dem Kläger durch das öffentli-
che Verfahren des freiwilligen Landtausches in ver-

wandelter Form belassen worden. Auch bei einer 
Enteignung, einem Baulandumlegungsverfahren 
oder einem Flurbereinigungsverfahren trete das 
Ersatzland lediglich als Surrogat an die Stelle des 
hingegebenen Grundstücks. Gleiches müsse für 
das Verfahren des freiwilligen Landtausches gelten. 
Dieses Verfahren wird nur unter bestimmten 
Voraussetzungen und zur Verbesserung der Agrar-
struktur durchgeführt. Anders als beim schuldrecht-
lichen Tauschvertrag ordne die Flurbereinigungs-
behörde einen Tausch per Verwaltungsakt an. Die 
hier geleistete Ausgleichszahlung von 815 Euro sei 
unwesentlich. Die Revision wurde zugelassen.  
 
 
10.  Ausgleich eines Jahresfehlbetrags 

einer Kreisklinik durch den Kreis ist 
lokale Fördermaßnahme 

 
Der Beklagte ist Gesellschafter der Kreiskliniken 
gGmbH, die zwei in den Krankenhausplan des 
Landes Baden-Württemberg eingetragene Kran-
kenhäuser betreibt. Der Kreistag der Beklagten 
betraute die Krankenhäuser mit der Erbringung 
näher bezeichneter Versorgungsleistungen und 
Notfalldienste als Dienstleistungen von allgemei-
nem wirtschaftlichem Interesse. Der Kreistag 
beschloss, die Jahresfehlbeträge der Krankenhäu-
ser für 2012 auszugleichen sowie für die Folgejahre 
erwarteten erheblichen Verluste bis zunächst 2016 
jährlich auszugleichen.  
 
Ab 2010 wurden zudem Ausfallbürgschaften über-
nommen, für die kein Entgelt gezahlt wurde. Des 
Weiteren wurden Investitionszuschüsse für 2011 
und 2012 in Höhe von 140.000 Euro geleistet.  
 
Die Klägerin, ein Bundesverband, sah in den geleis-
teten Zahlungen staatliche Beihilfen zugunsten der 
Kreiskliniken, die mangels Notifizierung bei der 
Europäischen Kommission gegen das Durchfüh-
rungsverbot des Art. 108 Abs. 3 S. 3 AEUV verstie-
ßen.  
 
Landgericht und Oberlandesgericht hatten die 
Klage abgewiesen. Die Revision vor dem BGH 
hatte zum Teil Erfolg, der die Rechtssache an das 
Oberlandesgericht zurückverwies. Mit Urteil vom 
23.3.2017, Az.: 2 U 11/14, nahm das Oberlandes-
gericht Stuttgart zu den noch offenen Fragen Stel-
lung. Der BGH konnte nicht abschließend beurtei-
len, ob der Verlustausgleich für die Jahre 2012 und 
2013 eine anmeldepflichtige staatliche Beihilfe war. 
Es war zu prüfen, ob es sich um eine lokale För-
dermaßnahme ohne Auswirkung auf den Handel 
innerhalb der Union handelt. Die Prüfung habe 
anhand der von den Krankenhäusern erbrachten 
Gesundheitsleistungen und behandelten Patienten, 
der Ansiedelung und des Leistungsangebots ande-
rer in der Umgebung gelegener Krankenhäuser 
sowie unter Einbeziehung der geographischen 
Lage und der Verkehrsverbindungen zu erfolgen.  
 
Das Angebot der Kreiskrankenhäuser entspreche 
dem Angebot anderer Krankenhäuser dieser Größe 
und seien überwiegend Standard-Angebote, die 
keine grenzüberschreitende Nachfrage erzeugen. 
Es handelt sich bei diesen Krankenhäusern nicht 
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um Spezialkliniken mit überregionaler oder gar 
internationaler Bedeutung. Aus der vorgelegten 
Einzugsgebietsstatistik wurde ersichtlich, dass der 
Prozentsatz von Patienten aus anderen Bundeslän-
dern unter 1% und von Patienten aus dem Ausland 
bzw. ohne Zuordnung bei 0,2% bis 0,5% lag. Bei 
den Auslandspatienten lagen ausnahmslos Notfälle 
vor, die in der Regel keinen oder nur einen gerin-
gen Einfluss darauf haben, in welche Klinik sie ein-
geliefert werden. Daher haben die Kliniken keine 
Anziehungskraft auf ausländische Patienten. Die 
Krankenhäuser seien auch nicht speziell auf aus-
ländische Patienten ausgerichtet. Die mehrsprachi-
gen Internetseiten dienen der Information für die lo-
kalen fremdsprachigen Patienten. Insbesondere 
gab es keine französische Internetseite, obwohl 
Frankreich geographisch in der Nähe liegt. Darüber 
hinaus liegen die Krankenhäuser verkehrstechnisch 
sowohl mit dem PKW als auch mit öffentlichen Ver-
kehrsmitteln recht ungünstig.  
 
Im Umkreis von 25 bis 30 km gäbe es 17 weitere 
Krankenhäuser, die überwiegend Standardleistun-
gen anböten. Daraus ergibt sich, dass durch die 
Zahlungen des Beklagten das Bestehen am Markt 
nicht erschwert würde.  
 
 
11. BgA kann Organträger sein 
 
Die Klägerin ist eine GmbH, die als Energieversor-
gungsunternehmen die Stadt mit Strom, Gas und 
Wasser versorgt. Die Stadt ist alleiniger Gesell-
schafter der Klägerin. Die Stadt hat einen Bäderbe-
trieb, welcher als BgA veranlagt wird. Das vom BgA 
betriebene Bad hat ein Blockheizkraftwerk. Ab dem 
Jahr 2000 wurde die Beteiligung an der Klägerin auf 
Grundlage eines Beschlusses in den Bilanzen des 
BgA ausgewiesen. BgA und Klägerin schlossen 
einen Ergebnisabführungsvertrag ab, der ab dem 
Jahr 2002 wirksam wurde. Die Mindestvertragslauf-
zeit von fünf Jahren wurde eingehalten. Im Streit-
jahr 2003 erzielte die Klägerin einen abzuführenden 
Gewinn und der BgA erzielte unter Berücksichti-
gung des abgeführten Gewinns ebenfalls einen 
Jahresüberschuss. Die Klägerin erzielte in den 
Jahren 2002 bis 2005 und 2007 abzuführende 
Gewinne. Die Finanzverwaltung verneinte das 
Vorliegen einer Organschaft, da der BgA kein 
gewerbliches Unternehmen unterhalte und damit 
kein Organträger sein könne.  
 
Das hessische Finanzgericht sah die Klage mit 
Urteil vom 16.5.2017, Az.: 4 K 1060/13, als begrün-
det an.  
 
Organträger kann grundsätzlich jede nicht von der 
Körperschaftsteuer befreite Körperschaft sein. 
Voraussetzung für eine Organschaft ist unter ande-
rem, dass der Gewinn an ein einziges gewerbliches 
Unternehmen abgeführt wird. Ein BgA kann daher 
nur Organträger sein, wenn es ein gewerbliches 
Unternehmen ausübt, welches Gewinnerzielungs-
absicht voraussetzt.  
 
Für die Absicht Gewinne zu erzielen genüge es, 
dass der BgA unter Berücksichtigung seines 
gesamten - auch gewillkürten - Betriebsvermögens 

darauf angelegt ist, insgesamt in Zukunft einen 
Totalgewinn zu erzielen. Die Gewinnabführungen 
der Tochtergesellschaft seien dabei mit einzubezie-
hen. Nach der Rechtsprechung des Bundesfinanz-
hofs erhöhen die Erträge aus Aktien, die in das 
Betriebsvermögen eines BgA zur Verbesserung der 
Ertragslage eingelegt werden, gewerbesteuerrecht-
lich den Gewinn des BgA. 
 
Der Bäderbetrieb war mittels der Bäder und des 
Blockheizkraftwerks nachhaltig tätig und hat am all-
gemeinen wirtschaftlichen Verkehr teilgenommen 
und damit Einnahmen erzielt. Durch die Einlage der 
Beteiligung an der Klägerin im Jahr 2000 war der 
Bäderbetrieb auch mit Gewinnerzielungsabsicht 
tätig. Durch die Einlage hat die Stadt bei dem BgA 
gewillkürtes Betriebsvermögen gebildet und das 
Eigenkapital des Bäderbetriebs in einer Weise 
gestärkt, dass der Bäderbetrieb nunmehr keine 
Verluste, sondern Gewinne erzielen sollte und tat-
sächlich auch erzielte. Wird die Gewinnerzielungs-
absicht geprüft, sei es unerheblich, ob die Tochter-
gesellschaft ihre Gewinne ausschüttet oder über 
einen Gewinnabführungsvertrag an den BgA 
abführt.  
 
Es ist zulässig einen als BgA betriebenen Versor-
gungsbetrieb und Bäderbetrieb einer Gebietskör-
perschaft mit steuerrechtlicher Wirkung zu einem 
einheitlichen BgA zusammenzufassen, wenn 
zwischen ihnen nach dem Gesamtbild der Verhält-
nisse objektiv eine enge wechselseitige technisch-
wirtschaftliche Verflechtung besteht. Der Bäderbe-
trieb war durch den Betrieb des BHKW selbst ein 
Energieversorgungsunternehmen. Daher war die im 
Streitfall gewählte Gestaltung zulässig.  
 
 
12. Kurzhinweise 
 
12.1. Grunderwerbsteuer: Einheitlicher Erwerbsge-

genstand 
 
 (Bundesfinanzhof, Urteil vom 25.1.2017, Az.: II 

R 19/15) 
 

1. Ist der Erwerber eines Grundstücks beim 
Abschluss des Grundstückskaufvertrags 
hinsichtlich des "Ob" und "Wie" der 
Bebauung gebunden, wird das erworbene 
Grundstück erst dann im bebauten 
Zustand Gegenstand des Erwerbsvor-
gangs, wenn der Bauerrichtungsvertrag 
geschlossen wird.  

2. Der Abschluss des Bauerrichtungsvertrags 
ist ein nachträgliches Ereignis, welches die 
Bemessungsgrundlage der Grunderwerb-
steuer auf den Zeitpunkt des Grundstücks-
erwerbs dahingehend verändert, dass zu 
den Kosten des Grundstückserwerbs 
nunmehr auch die Baukosten hinzutreten.  

 
12.2. Umsatzsteuer bei Leistungen an Gesellschaf-

ter 
 
 (Finanzgericht Münster, Urteil vom 14.2.2017, 

Az.: 15 K 33/14 U) und Urteil vom 12.1.2017, 
Az.: 5 K 23/15 U) 
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Die IT-Dienstleistungen, die eine eG, deren 
Mitglieder Krankenkassen sind, an diese 
erbringt, sind umsatzsteuerfrei nach Art. 132. 
Abs. 1 Buchst. f MwStSystRL. .Die Mitglieder 
erbringen keine umsatzsteuerpflichtigen 
Leistungen und die Befreiung des IT-
Dienstleisters führe auch nicht zu einer 
Wettbewerbsverzerrung. Aufgrund des 
notwendigen Zugriffs auf sämtliche 
Sozialdaten der Mitgliedskrankenkassen 
können die IT-Dienstleistungen aufgrund 
gesetzlicher Bestimmungen von keinem 
privaten Unternehmer angeboten werden. 

Eine von Berufsbetreuern gegründete GbR, 
die Bürodienstleistungen an ihre Gesell-
schafter erbringt, führt umsatzsteuerpflichtige 
Leistungen aus. Die GbR hatte eine Bürofach- 
kraft eingestellt und war damit am Markt 
aufgetreten und keine reine Innengesellschaft. 
Die Bürotätigkeiten könne trotz des 
strafbewehrten Verbots der Weitergabe der 
vertraulichen Daten der Gesellschafter auch 
jeder andere private Unternehmer 
durchführen. Die Geheimhaltungspflicht (im 
Streitfall nach 203 StGB) gehe auf die 
berufsmäßig tätigen Gehilfen über, so dass 
sie ebenfalls der strafbewehrten 
Geheimhaltungspflicht unterliegen.  

 
 

Sonderfragen 
 
 
1. Neue Wertgrenzen für die Abschreibung 

von geringwertigen Wirtschaftsgütern 
 
Ab 1.1.2018 gelten für die Sofort-Abschreibung von 
geringwertigen Wirtschaftsgütern (GWG) neue 
Wertgrenzen.  
 
Ein GWG liegt vor, wenn es sich um ein abnutzba-
res bewegliches Wirtschaftsgut des Anlagevermö-
gens handelt, das selbständig nutzbar ist und die 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten bestimmte 
Werte nicht überschreiten.  
 
Lagen die Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
eines selbständig nutzbaren Wirtschaftsguts unter 
410 Euro, konnte dieses Wirtschaftsgut sofort ab-
geschrieben werden. Ab dem 1.1.2018 wird diese 
Grenze auf 800 Euro angehoben.  
 
Wahlweise kann auch ein Sammelpool aller in dem 
Wirtschaftsjahr angeschafften GWG gebildet wer-
den. Die Wertgrenzen für das einzelne GWG betra-
gen zwischen 150 Euro und 1.000 Euro. Diese wer-
den auf 250 Euro bis 1.000 Euro angehoben.  
 
Wählt der Steuerpflichtige die Sofort-Abschreibung, 
müssen die GWG mit einem Wert über 250 Euro 
(bis 31.12.2017: 150 Euro) in einem laufenden Ver-
zeichnis geführt werden, soweit sich die hierzu 
erforderlichen Angaben nicht aus der Buchführung 
ergeben.  
 
2. Grundsatzpapier zur Digitalisierung von 

der BNetzA veröffentlicht 
 
Die Bundesnetzagentur hat einen Bericht über die 
Digitale Transformation in den Netzsektoren her-
ausgegeben. Der Bericht ist auf der Homepage der 
BNetzA unter Mediathek/Berichte abrufbar.  
 
Wirtschaft, Gesellschaft, Verwaltung und Politik 
werden von dem digitalen Transformationsprozess 
erfasst und die Produktionsprozesse und Verfah-
rensprozesse sowie Dienstleistungen daran ange-
passt. Im Vordergrund stehen die Datenerfassung,     
-speicherung und -auswertung. Die Digitalisierung 

ermögliche die fortscheitende Automatisierung und 
Autonomisierung von Prozessen, die Individualisie-
rung von Dienstleistungen und Produkten und die 
Flexibilisierung von Geschäftsmodellen. 
 
Vor diesem Hintergrund hat die Bundesnetzagentur 
die digitalen Transformationsprozesse in den von ihr 
regulierten Netzsektoren analysiert.  
 
Die Bundesnetzagentur geht davon aus, dass im 
Energiesektor die Optimierung von Prozessen und 
die Verbesserung bzw. Aufrechterhaltung der Ver-
sorgungssicherheit im Vordergrund stehen dürfte. 
Digitalisierungs- und Vernetzungsprozesse spielen 
eine immer größere Rolle. Bereits jetzt müssen                
1,5 Millionen PV-Anlagen und über 25.000 Windan-
lagen in das Stromnetz integriert werden. Dies sei 
nur auf Basis von intelligenten digitalen Steuerungs- 
und Betriebsmitteln möglich. Damit wäre auch ein 
effizienterer Netzbetrieb und eine höhere Auslast-
barkeit der vorhandenen Netze möglich. Die Digita-
lisierung biete enorme Potenziale für energiebezo-
gene Geschäftsmodelle, z.B. im Bereich Direktver-
marktung, Wetter- und EE-Leistungsprognosen, 
Energieeffizienz, Energiespeicher.  
 
Die Bundesnetzagentur sieht für den Energiesektor 
regulatorischen Anpassungsbedarf. Die Entflech-
tungsvorgaben haben im digitalen Zeitalter weiterhin 
eine hohe Bedeutung. Es müsse über eine techno-
logieneutrale Regulierung nachgedacht werden, die 
effiziente Lösungen honoriert. Eine künftige Aufga-
be der Energieregulierung sei, Anreize für Koopera-
tionsmodelle zwischen Netzbetreibern zu setzen, da 
die Digitalisierung erhebliche Investitionen in die               
IT-Infrastruktur erfordere, die von kleineren 
Netzbetreibern eventuell nicht alleine geleistet 
werden könnten.  
 
Es ergeben sich auch neue regulatorische Frage-
stellungen. Insbesondere der Zugang zur Kunden-
schnittstelle und der damit einhergehenden Hoheit 
über die Daten würden zu einem wesentlichen 
Wettbewerbsfaktor. Es müsse verhindert werden, 
dass Unternehmen einen selektiven und wettbe-
werbsverzerrenden Informationsvorsprung durch 
einen exklusiven Zugang zu Daten aus den physi-
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schen Netzinfrastrukturen erzielen können. Daher 
sei zu diskutieren, wie der potenzielle ökonomische 
Mehrwert durch geeignete regulatorische Rahmen-
bedingungen nutzbar gemacht werden könne.  
 
 
3. Anwendung des § 8b Abs. 6 Satz 2 KStG 

auf Sonderumlagen eines öffentlich-
rechtlichen Verbandes zum Ausgleich 
eines ansonsten entstehenden Bilanz-
verlustes  

 
(OFD Frankfurt a.M., Verfügung vom 15.8.2017, 
S-2750a A - 7 - St 52) 

 
Im Kreise der Referatsleiter KSt/GewSt der obers-
ten Finanzbehörden des Bundes und der Länder 
wurde die Frage erörtert, ob bei Sonderumlagen 
eines öffentlich-rechtlichen Verbandes (örV) zum 
Ausgleich eines ansonsten entstehenden Bilanzver-
lustes, der größtenteils auf einer Abschreibung 
einer Beteiligung an einer Anstalt öffentlichen 
Rechts (AöR) beruht, auf Ebene der an dem örV 
beteiligten Mitglieder die Regelung des § 8b Absatz 
6 Satz 2 KStG i.V.m. § 8b Absatz 3 Satz 3 KStG 
anzuwenden ist. 
 
Der vorgetragene Einzelfall stellt sich vereinfacht 
wie folgt dar: 
  
In dem vorgetragenen Fall begründet der örV die 
Notwendigkeit der Abschreibungen auf die Beteili-
gung an der AöR mit den Folgen der Wirtschafts- 
und Finanzkrise, den schlechten Konjunkturaussich-
ten und den weiteren regulatorischen Herausforde-
rungen. 
 
Auf der Ebene der Mitglieder ist auf weitergeleitete 
Ausschüttungen der AöR § 8b Absatz 1 i.V.m. § 8b 
Absatz 6 Satz 2 KStG anzuwenden. 
 
Fraglich ist, ob auf die Sonderumlage § 8b Absatz 6 
Satz 2 KStG i. V. m. § 8b Absatz 3 Satz 3 KStG 
anzuwenden ist. § 8b Absatz 6 Satz 2 KStG regelt, 
dass auf Bezüge und Gewinne, die einem Betrieb 
gewerblicher Art einer juristischen Person des 
öffentlichen Rechts (hier: die Mitglieder des Ver-
bands) über andere juristische Personen des öffent-
lichen Rechts zufließen (hier: der örV), über die sie 
mittelbar an der leistenden Körperschaft (hier: die 
AöR) beteiligt sind, die Absätze 1 bis 5 Anwendung 
finden. Hintergrund der Regelung ist, dass die Leis-
tungen durch den Verband an die Mitglieder "wei-
tergeschüttet" werden. Ohne die Regelung wären 
die Leistungen des Verbands an die Mitglieder 
steuerpflichtig, da die Abführungen des Verbands 
keine Bezüge im Sinne des § 8b Absatz 1 KStG 
darstellen. Im Umkehrschluss muss die Regelung 
zur Folge haben, dass Abschreibungen auf die 
Beteiligung, die durch den Verband vorgenommen 

werden, und wirtschaftlich von den Mitgliedern 
getragen werden (hier: durch die Sonderumlage) 
unter die Regelung des § 8b Absatz 3 Satz 3 KStG 
fallen. Dabei ist § 8b Absatz 3 Satz 3 KStG vollum-
fänglich anzuwenden. 
 
Daher sind die Aufwendungen des BgA aus der 
Zahlung der Sonderumlage an den örV zum Aus-
gleich eines Bilanzverlustes aus der Teilwertab-
schreibung auf die Beteiligung an der AöR nach              
§ 8b Absatz 6 Satz 2 i.V.m. § 8b Absatz 3 Satz 3 
KStG bei der Ermittlung des Einkommens nicht zu 
berücksichtigen. 
 
Mit Urteil vom 19.01.2017 - 6 K 287/15 hat das Nie-
dersächsische Finanzgericht die Verwaltungsauf-
fassung bestätigt und entschieden, dass Sonderum-
lagen eines Sparkassenverbands (SV) zum Aus-
gleich eines ansonsten entstehenden Bilanzverlus-
tes bei der Ermittlung des Einkommens in den Fäl-
len des § 8b Abs. 6 S. 2 KStG nicht berücksichtigt 
werden können. 
 
Die gegen das o.g. Urteil eingelegte Revision wird 
beim BFH unter dem Az. I R 16/17 geführt. 
 
Vergleichbare Rechtsbehelfsverfahren können nach 
§ 363 Abs. 2 S. 1 AO aus Zweckmäßigkeit ruhen. 
 
 
4. Rechtsfolgen bei Beendigung einer Org-

anschaft 
 

(OFD Niedersachsen, Verfügung vom 
27.7.2017, S-7105 - 49 - St 186) 

 
1.   Ende der Organschaft 
1.1 Allgemeines 
1.2 Liquidation und Vermögenslosigkeit 
1.3 Insolvenzverfahren 
2.   Rechtsfolgen der Beendigung der Organschaft 
 
1. Ende der Organschaft 
 
1.1 Allgemeines 
 
Eine Organschaft liegt vor, wenn eine juristische 
Person nach dem Gesamtbild der tatsächlichen 
Verhältnisse finanziell, wirtschaftlich und organisa-
torisch in das Unternehmen des Organträgers ein-
gegliedert ist (§ 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG). Unter den 
Voraussetzungen des Abschn. 2.8 Abs. 5a UStAE 
kann auch eine Personengesellschaft als Organge-
sellschaft in das Unternehmen des Organträgers 
eingegliedert sein. Die Organschaft endet zu dem 
Zeitpunkt, zu dem eine der Tatbestandsvorausset-
zungen des § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG nicht mehr erfüllt 
ist. Das ist z. B. der Fall, wenn 
 
• sich die Stimmrechtsverhältnisse durch Auf-

nahme weiterer Gesellschafter in die Organge-
sellschaft entscheidend ändern (vgl. BFH vom 
11. Januar 1990, V R 156/84, UR 1990, S. 355, 
BFH/NV 1990, S. 741), 

• der Betrieb des Organträgers oder der Organge-
sellschaft veräußert oder 

• die Organgesellschaft in eine Personengesell-
schaft umgewandelt wird. Dies gilt nicht, wenn 
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die Voraussetzungen zur Eingliederung einer 
Personengesellschaft als Organgesellschaft vor-
liegen (Abschn. 2.8 Abs. 5a UStAE). 

 
1.2 Liquidation und Vermögenslosigkeit 
 
1.2.1  
Die Liquidation der Organgesellschaft hat, solange 
sie noch nicht abgeschlossen ist, keine Auswirkung 
auf ihre Eingliederung in das Unternehmen des 
Organträgers. Der Liquidationsbeschluss führt des-
halb nicht zur Beendigung des Organschaftsver-
hältnisses; die Organgesellschaft rechnet vielmehr 
so lange zum Unternehmen des Organträgers, bis 
die Liquidation abgeschlossen und das vorhandene 
Gesellschaftsvermögen veräußert ist (FG Münster 
vom 31. Januar 1991 - 5 K 3761/88 U -, UR 1991, 
S. 378, m. w. N.). Das gilt selbst dann, wenn im 
Rahmen der Liquidation nur noch Umsätze aus der 
Verwertung sicherungsübereigneter Gegenstände 
bewirkt werden (FG Nürnberg vom 22. Februar 
1990, II 169/86, EFG 1990, S. 543). 
 
1.2.2  
Dagegen führt die Liquidation des Organträgers 
regelmäßig zur Beendigung der Organschaft, weil 
mit der Einstellung der aktiven unternehmerischen 
Tätigkeit des Organträgers die wirtschaftliche Ein-
gliederung der Organgesellschaft in das Unterneh-
men des Organträgers entfällt (vgl. FG Hessen vom 
21. August 1975 - IV 127/74 -, EFG 1976, S. 34 und 
FG des Saarlandes vom 3. März 1998 - 1 K 281/95-, 
EFG 1998, S. 971). 
 
1.2.3  
Die wirtschaftliche Eingliederung aufgrund der Ver-
mietung eines Grundstücks, das die räumliche und 
funktionale Geschäftstätigkeit der Organgesellschaft 
bildet, entfällt nicht bereits dadurch, dass für das 
betreffende Grundstück Zwangsverwaltung und 
Zwangsversteigerung angeordnet wird (vgl. BMF-
Schreiben vom 1. Dezember 2009, BStBl I 2009,             
S. 1609). Eine Entflechtung vollzieht sich erst im 
Zeitpunkt der tatsächlichen Beendigung des 
Nutzungsverhältnisses zwischen dem Organträger 
und der Organgesellschaft (Abschn. 2.8 Abs. 6c 
UStAE). 
 
1.2.4  
Die Vermögenslosigkeit der Organgesellschaft 
beendet die Organschaft nicht; sie dauert fort, bis 
alle Rechtsbeziehungen der Organgesellschaft 
abgewickelt sind (vgl. BFH vom 27. September 
1991 - V B 78/91 -, UR 1992 S. 176, BFH/NV 1992, 
S. 346 und vom 19. Oktober 1995 - V R 128/93 -, 
UR 1996, S. 265, BFH/NV 1996, S. 275). Das gilt 
auch in Fällen, in denen der Antrag der Organge-
sellschaft auf Insolvenzeröffnung mangels einer die 
kostendeckenden Masse abgelehnt wird. 
 
1.3 Insolvenzverfahren 
 
1.3.1  
Die Beantragung der Eröffnung eines Insolvenzver-
fahrens über das Vermögen des Organträgers oder 
der Organgesellschaft führt nicht zur Beendigung 
der Organschaft. Diese Maßnahme ändert nichts an 
der Eingliederung der Organgesellschaft in das Un-
ternehmen des Organträgers. 

1.3.2  
Wird ein vorläufiger Insolvenzverwalter für das Ver-
mögen des Organträgers oder der Organgesell-
schaft bestellt und wird dem Schuldner ein allge-
meines Verfügungsverbot auferlegt, so geht die 
Verwaltungs- und Verfügungsbefugnis über das 
Vermögen des Organträgers oder der Organgesell-
schaft gem. § 22 Abs. 1 S. 1 InsO auf den vorläufi-
gen Insolvenzverwalter über (sog. starker vorläufi-
ger Insolvenzverwalter). In diesem Fall endet die 
Organschaft mit Wirksamwerden der Bestellung des 
vorläufigen Insolvenzverwalters, weil der Organträ-
ger nicht mehr die Möglichkeit hat, seinen Willen in 
der Organgesellschaft durchzusetzen. 
 
1.3.3  
Die Organschaft entfällt ebenfalls, wenn ein vorläu-
figer Insolvenzverwalter für das Vermögen des 
Organträgers oder der Organgesellschaft bestellt 
wird und das Insolvenzgericht diesem einen allge-
meinen Zustimmungsvorbehalt i. S. d. § 21 Abs. 2 
Nr. 2 Alt. 2 InsO einräumt (sog. schwacher vorläufi-
ger Insolvenzverwalter). Der schwache vorläufige 
Insolvenzverwalter ist in der Lage, wirksame rechts-
geschäftliche Verfügungen des Schuldners zu ver-
hindern, sodass eine Beherrschung der Organge-
sellschaft durch den Organträger nicht mehr mög-
lich ist (vgl. BFH vom 8. August 2013, V R 18/13, 
BStBl 2017 II, S. 543). Die Organschaft endet mit 
Wirksamwerden der Bestellung des vorläufigen 
Insolvenzverwalters. 
 
1.3.4  
Die Organschaft endet spätestens mit Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens über das Vermögen des 
Organträgers oder der Organgesellschaft                  
(Abschn. 2.8 Abs. 12 S. 1 UStAE; BFH vom               
15. Dezember 2016, V R 14/16, BStBl 2017 II,                
S. 600). Dies gilt jeweils auch bei Bestellung eines 
Sachwalters im Rahmen der Eigenverwaltung nach 
§ 270 ff. InsO. 
 
1.3.5  
Die vorläufige Eigenverwaltung unter Aufsicht eines 
Sachwalters über das Vermögen des Organträgers 
oder der Organgesellschaft führt nicht zur Beendi-
gung der Organschaft. 
 
2. Rechtsfolgen der Beendigung der Organschaft 
 
2.1  
Ab dem Zeitpunkt der Beendigung der Organschaft 
stellen Organträger und Organgesellschaft zwei 
selbständige umsatzsteuerliche Rechtssubjekte dar, 
die zueinander in Leistungsaustauschbeziehungen 
treten können (vgl. BFH vom 11. Januar 1990 - V R 
156/84 -, UR 1990, S. 355, BFH/NV 1990, S. 741). 
Die damit verbundene Trennung des Organkreises 
in verschiedene Unternehmen beinhaltet keine 
(Teil-) Geschäftsveräußerung. Im Übrigen gilt Fol-
gendes: 
 
2.2  
Umsätze, die von der Organgesellschaft vor Been-
digung der Organschaft ausgeführt wurden, sind 
grundsätzlich dem Organträger zuzurechnen und 
von diesem zu versteuern, auch wenn die hierauf 
entfallende Umsatzsteuer erst mit Ablauf des VAZ 
der Tatbestandsverwirklichung und damit u. U. nach 
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Beendigung der Organschaft entsteht. Entschei-
dend ist, dass das die Umsatzsteuer auslösende 
Ereignis (Leistung der Organgesellschaft bzw. in 
Fällen der Ist-Besteuerung die Vereinnahmung des 
Entgelts durch die Organgesellschaft) vor Beendi-
gung der Organschaft eintritt. Berichtigungsansprü-
che nach § 17 UStG, die diese Umsätze betreffen, 
richten sich nur dann gegen den Organträger, wenn 
der Zeitpunkt des den Berichtigungsanspruch aus-
lösenden Ereignisses vor Beendigung der Organ-
schaft liegt. Tritt das auslösende Ereignis jedoch 
nach Beendigung der Organschaft ein, richten sich 
die Berichtigungsansprüche gegen die Organge-
sellschaft. 
 
2.3 
Umsätze, die nach Beendigung der Organschaft 
von der Organgesellschaft ausgeführt werden, sind 
dagegen grundsätzlich von der Organgesellschaft 
als leistendem Unternehmer zu versteuern. Hat je-
doch der Organträger An- und Vorauszahlungen auf 
diese Umsätze bereits der Umsatzbesteuerung 
unterworfen (§ 13 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a S. 4, 
Buchst. b UStG ), so bleibt diese Besteuerung auch 
nach Beendigung der Organschaft bestehen. Von 
der Organgesellschaft ist dementsprechend nur der 
im Zeitpunkt der Beendigung der Organschaft noch 
offene Restbetrag zu versteuern (BFH vom                     
21. Juni 2001 - V R 68/00 -, BStBl 2002 II, S. 255). 
 
2.4  
Vorsteuern aus Leistungen, die die Organgesell-
schaft vor Beendigung der Organschaft bezieht, 
stehen auch dann nur dem Organträger zu, wenn 
die Rechnung erst nach Beendigung der Organ-
schaft bei der Organgesellschaft eingeht und von 
dieser beglichen wird (BFH-Urteil vom                   
13. Mai 2009 - XI R 84/07 -, BFHE 225, 282, BStBl 
II 2009, S. 868). Maßgeblich ist, dass der Leis-
tungsbezug als auslösendes Ereignis vor Beendi-
gung der Organschaft erfolgt. Vorsteuerberichti-
gungsansprüche nach § 17 UStG, die diese Leis-
tungsbezüge betreffen, richten sich nur dann gegen 
den Organträger, wenn das den Berichtigungsan-
spruch auslösende Ereignis (Uneinbringlichkeit) vor 
Beendigung der Organschaft eintritt (BFH-Urteil 
vom 6. Juni 2002 - V R 22/01 -, BFH/NV 2002, S. 
1352). Tritt das den Berichtigungsanspruch auslö-
sende Ereignis nach Beendigung der Organschaft 
ein, ist die Berichtigung i.S.d. § 17 UStG bei der 
Organgesellschaft vorzunehmen (BFH-Urteil vom      
7. Dezember 2006 - V R 2/05 -, BFH/NV 2007,                  
S. 839 und BFH-Beschluss vom 6. Juni 2002 - V B 
110/01 -, BFH/NV 2002, S. 1267). 
 
2.5  
Vorsteuern aus Leistungen, die die Organgesell-
schaft nach Beendigung der Organschaft bezieht, 
können grundsätzlich nur von der Organgesellschaft 
abgezogen werden. Hat jedoch der Organträger vor 
Beendigung der Organschaft An- oder Vorauszah-
lungen auf diese Leistungen entrichtet und hieraus 
den (vorgezogenen) Vorsteuerabzug nach § 15 
Abs. 1 Nr. 1 S. 2 UStG vorgenommen, so ist die 
Organgesellschaft lediglich zum Vorsteuerabzug 
aus dem im Zeitpunkt der Beendigung der Organ-
schaft noch offenen Restbetrag berechtigt; der vor-
gezogene Vorsteuerabzug aus den An- und 
Vorauszahlungen steht weiterhin dem Organträger 

zu (vgl. BFH vom 21. Juni 2001 - V R 68/00 -, a. a. 
O.). 
 
2.6  
Durch die Beendigung der Organschaft wird der 
Berichtigungszeitraum nach § 15a UStG nicht 
unterbrochen. Vorsteuerberichtigungsansprüche für 
Wirtschaftsgüter der Organgesellschaft, die 
während des Bestehens der Organschaft ange-
schafft oder hergestellt wurden, richten sich daher 
auch dann gegen die Organgesellschaft, wenn der 
ursprüngliche Vorsteuerabzug nach § 15 UStG dem 
Organträger zugestanden hat. 
 
2.7  
Auch nach Beendigung der Organschaft haftet die 
Organgesellschaft für die vom Organträger 
geschuldeten Umsatzsteuer- und Vorsteuerrückfor-
derungsbeträge nach § 73 AO, soweit diese vor 
Beendigung der Organschaft entstanden sind (FG 
München vom 18. September 1991 - 3 K 4202/88 -, 
EFG 1992, S. 373). 


